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KURZE BEGRÜNDUNG 

Nach dem Abschluss von wettbewerbsbezogenen Kooperationsabkommen mit den USA, 

Kanada, Japan und Südkorea hat die Kommission nun das erste Abkommen „der zweiten 

Generation“ mit der Schweiz ausgehandelt. Im Gegensatz zu seinen Vorgängern beinhaltet 

dieses Abkommen zusätzlich Bestimmungen über den Austausch von Beweismitteln, die von 

den Wettbewerbsbehörden im Rahmen von Ermittlungen in ein und demselben Fall erlangt 

werden, was zu einer wirksameren Durchsetzung des Wettbewerbsrechts beitragen wird. 

Der Verfasser der Stellungnahme begrüßt dieses innovative Abkommen zwischen der EU und 

der Schweiz. Die Schweiz ist der drittgrößte Wirtschaftspartner der EU und der zweitgrößte 

Empfänger von Direktinvestitionen. Die Volkswirtschaften sind eng miteinander verflochten, 

und viele wettbewerbswidrige Praktiken betreffen den grenzüberschreitenden Handel.  

Die Durchführung dieses Abkommens wird dadurch erleichtert, dass sich die praktischen 

Regelungen in der EU und der Schweiz nicht sehr voneinander unterscheiden. Die EU sollte 

diese Erfahrung nutzen und weitere Abkommen der „zweiten Generation“ mit anderen 

Partnern abschließen, wobei sich dies jedoch aufgrund andersartiger Regelungen und 

Praktiken als schwierig erweisen könnte.  

Der Verfasser der Stellungnahme setzt sich entschieden für die internationale 

Zusammenarbeit bei der Durchsetzung von Wettbewerbsvorschriften ein. In einer Welt global 

tätiger Unternehmen und globaler Wertschöpfungsketten stellen wettbewerbswidrige 

Praktiken wie beispielsweise der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung oder 

Kartelle auch nichttarifäre Handelshemmnisse dar. Angesichts dessen sind verdoppelte 

Bemühungen um die Förderung der internationalen Zusammenarbeit zur Bekämpfung dieser 

wettbewerbswidrigen Praktiken eine Grundvoraussetzung für die Regelung von Handel und 

Auslandsinvestitionen. Die WTO-Wettbewerbsregeln reichen nicht aus. In ihnen wird jedoch 

das Recht der Regierungen bekräftigt, gegen wettbewerbswidrige Praktiken vorzugehen und 

bei deren Eindämmung zusammenzuarbeiten. Die WTO wird sich eher früher als später 

wieder mit Wettbewerbspolitik befassen und multilaterale Instrumente zur Bekämpfung dieser 

Praktiken mit grenzüberschreitenden Folgen einsetzen müssen, damit gleiche 

Voraussetzungen für alle geschaffen werden. 

****** 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

Wirtschaft und Währung, dem Parlament die Zustimmung vorzuschlagen. 
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